
 Gemeinde Nahrendorf  

 Der Bürgermeister 

 
 
 
 

S t e l l u n g n a h m e 
 

zum Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Lüneburg 
 

über die Prüfung der Jahresrechnung 2021 

 
 
 

Das Rechnungsprüfungsamt Lüneburg hat den Jahresabschluss mit den erforderlichen Unterlagen 
im März 2022 zur Prüfung vorgelegt bekommen. Die Prüfung wurde mit Unterbrechungen vom 10.-
31.08.2022 durchgeführt. Ein Schlussgespräch zu den wesentlichen Ergebnissen hat mit dem 
Bürgermeister Uwe Meyer am 07.09.2022 stattgefunden. Zu dem vorliegenden Schlussbericht vom 
14.09.2022 wird folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
Zu den Punkten 1 bis 3.6 des Schlussberichtes ist eine Stellungnahme nicht erforderlich. 

 
Die geforderten Änderungen aus der Prüfung des Jahresabschlusses 2021 sind nach den Vorga-
ben des RPA in dem Jahresabschluss 2022 zu korrigieren. 
 
 
Zu 4 Hinweise, Empfehlungen, Prüfungsbemerkungen 

 
Zu 4.1. Haushaltsüberschreitungen 

Der Jahresabschluss weist vereinzelt über- / außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen 
(§ 117 NKomVG) bei den Produkten aus (Siehe S. 2-6 Spalte 5 des geprüften Jahresabschlusses). 
Über- bzw. außerplanmäßige Auszahlungen bedürfen grundsätzlich vor ihrer Leistung bzw. vor 
Auftragsvergabe der Zustimmung des Rates nach Maßgabe des § 117 NKomVG und sind nur zu-
lässig, wenn sie unabweisbar sind und ihre Deckung gewährleistet ist. Hiervon ausgenommen sind 
unerhebliche Aufwendungen/Auszahlungen sowie Aufwendungen für Abschreibungen. 
 
Ob der Rat bisher den Haushaltsüberschreitungen des Haushaltsjahres 2021 zugestimmt hat wur-
de dem RPA nicht nachgewiesen. Alle über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszah-
lungen müssen nach dem erforderlichen formellen Verfahren nach § 117 NKomVG geprüft und mit 
den jeweils materiellen Voraussetzungen dem Rat zur Beschlussfassung vorgelegt werden.  Diese 
Nachweise wurden dem Rechnungsprüfungsamt während der Prüfung nicht vorgelegt. 
 
Dem Rat sollten als Grundlage für den anstehenden Entlastungsbeschluss nun detaillierte Aufstel-
lungen über die im Haushaltsjahr entstandenen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und 
Auszahlungen (Plan-Ist-Vergleich) vorgelegt werden. Grundsätzlich sollen auch die von gesetzlich 
festgelegten oder vertraglich verbindlichen Ausgaben, wenn Sie über den Ansätzen liegen, im Vor-
felde beschlossen werden. 
 
Die Überschreitungen werden dem Rat in der Sitzung erläutert und zur Beschlussfassung vorge-
legt. 
 
 
Zu 4.2 Anschaffungswerte und Nebenskosten 
Nach bisheriger Verwaltungspraxis werden Flurstücke einzeln in der Anlagenbuchhaltung 
dargestellt. Grundsätzlich erfolgt die Bewertung zum Anschaffungswert auf der 
Basis des vereinbarten Quadratmeterpreises. Vertragsgemäß hat die Gemeinde Nahrendorf den 
Kaufpreis für die Flurstücke Ventschauer Straße jeweils zur Hälfte an die beiden Verkäufer über-
wiesen. Obwohl die gekauften Flurstücke unterschiedlich groß sind (14 qm und 388 qm), wurde 
der hälftige Kaufpreis als Maßstab für die Bewertung zugrunde gelegt (siehe Anl.-Nrn. 
609 und 610). Diese Bewertung widerspricht der bisherigen Verwaltungspraxis und 



spiegelt nicht den jeweiligen Anschaffungswert der Flurstücke wieder. Für die Nebenkosten aus 
diesem Kaufvertrag wurden eigenständige Anlagen eingerichtet (siehe Anl.-Nrn. 607 und 608). 
Diese wurden anhand der Grundstücksgröße in der Samtgemeindekämmerei verteilt. Gemäß § 47 
Abs. 2 Satz 2 KomHKVO gehören Nebenkosten zu den Anschaffungswerten. Dabei werden sie 
den Hauptanlagen (hier: den Flurstücken) zugeschrieben. 
 
Zum nächsten Jahresabschluss sind die Haupt- und Nebenanlagen zusammenzuführen, 
dabei sind die Flurstücke anhand des Quadratmeterpreises neu zu bewerten. 
 
Die fachliche Beratung ist insbesondere in Vermögensangelegenheiten in der Samtgemeinde zu 
nutzen. Bereits bei der Aufteilung der ersten Kostenrechnung durch den Notar hat die Kassenauf-
sicht die Werte korrigiert. Bei der weiteren Buchung der Kosten ist es in der Geschäftsbuchhaltung 
nicht mehr hinterfragt worden.  
 
Die Kosten des Kaufvertrages wurden aufgeteilt und mit Wirkung zum 01.01.2022 auf die beste-
henden SA 607 und 608 umgebucht. 
 
 
Zu 4.3 Kreditorische Debitoren und debitorische Kreditoren 
Überzahlungen von Forderungen (kreditorische Debitoren) stellen Verbindlichkeiten dar und über-
zahlte Verbindlichkeiten (debitorische Kreditoren) sind Forderungen der Gemeinde, die bei den 
entsprechenden Bilanzpositionen abzubilden sind. Diese müssen im Rahmen der Jahresab-
schlussarbeiten umgebucht werden, um eine Verkürzung der Bilanz zu vermeiden. 
 
In der Bilanzposition AKTIVA 3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen sind Forderungen aus Hunde-
steuern in Höhe von 38,50 € erstattet worden und diese Korrektur aus dem Veranlagungspro-
gramm ist auf die PASSIVA als Verbindlichkeit zu buchen.  
 
Künftig werden die verantwortlichen HVB die Bilanzen vor der Unterzeichnung und Freigabe inten-
siver kontrollieren und auch Sachkontenumbuchungen anordnen um eine rechtlich korrekte Dar-
stellung vorzulegen. 
 
 
Zu 4.4 Aufwandsentschädigung 
Zu 4.4.1 Änderung der Entschädigungssatzung 

Auf Grund der Neuffassung der Aufwandsentschädigungsatzung wird bei Wahrnehmung mehrerer 
Funktionen nur der jeweils mögliche Höchstsatz gezahlt. Wie in der letzten Legislaturperiode hat 
sich der Rat der Gemeinde Nahrendorf in seiner konstituierenden Sitzung am 01.11.2021 gegen 
eine Aufgabenübertragung nach § 106 NKomVG und damit für die sog. Eingleisigkeit entschieden. 
Da eine Trennung der Ämter nicht erfolgt ist, wurde auch für die laufende Wahlperiode kein Ge-
meindedirektor in das Ehrenbeamtenverhältnis berufen. Daher darf gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 
Buchstabe a) der neuen Entschädigungssatzung nur eine besondere Aufwandsentschädigung für 
den Bürgermeister in Höhe von 100,00 € monatlich gewährt werden. 
 
Neben dieser Aufwandsentschädigung hat der Bürgermeister eine zusätzliche Entschädigung für 
den Gemeindedirektor in Höhe von 240,00 € monatlich erhalten. Aufgrund der o. g. Beschlusslage 
ist die Auszahlung der Aufwandsentschädigung für den Gemeindedirektor ist mit der neuen Ent-

schädigungssatzung nicht vereinbar. Mithin ist eine Überzahlung in Höhe von insgesamt 
2.880,00 € in 2021 entstanden. Vor dem Hintergrund, dass der Bürgermeister sowohl bei der Be-
schlussfassung der letzten Änderung der Entschädigungssatzung mitgewirkt hat als auch an den 
letzten konstituierenden Sitzungen des Rates der Gemeinde Nahrendorf teilgenommen hat, war 
ihm die Rechts- und Beschlusslage bekannt. Insofern hätte er wissen müssen, dass in der Ge-
meinde Nahrendorf kein Gemeindedirektor eingesetzt ist, so dass eine Gewährung der Aufwands-
entschädigung für diese Funktion rechtswidrig ist. Deshalb ist eine Rücknahme der Aufwandsent-
schädigung für den Gemeindedirektor aus öffentlichem Interesse geboten. 
 
Die Aufwandsentschädigungssatzung wird mit Wirkung zum 01.01.2022 unter Berücksichtigung 
der Hinweise und unter Abstimmung mit dem Rechnungsprüfungsamt in 2022 neu beschlossen, so 
dass für 2022 keine Rücknahme von Aufwandsentschädigungen im öffentlichen Interesse geboten 



ist. Die rechtswidrig erworbene Aufwandsentschädigung als Gemeindedirektor wird in 2023 nach-
weisbar verrechnet, so dass keine tatsächliche Rückzahlung für 2021 erfolgen muss. 
 
 
Zu 4.4.2 Änderung der Entschädigungssatzung 

Überwiegend wurde das Sitzungsgeld nach § 1 Abs. 1 Buchstabe b) der Entschädigungssatzung 
richtig abgerechnet. Vereinzelt wurde jedoch festgestellt, dass der Verwaltungs- und Bauaus-
schuss aus je drei Mitgliedern besteht und es wurden jedoch Sitzungsgelder an mehr als drei 
Ratsmitglieder pro Sitzung ausgezahlt. 
 
Künftig ist darauf zu achten, dass das Sitzungsgeld nur den Mitgliedern des Gremiums gewährt 
wird. 
 
Gemäß § 1 Abs. 2 der Entschädigungssatzung erhalten die Ratsmitglieder ein Sitzungsgeld auch 
für die Teilnahme an je einer Fraktionssitzung vor jeder Ratssitzung und weiteren zwei Fraktions-
sitzungen pro Jahr in der Wahlperiode. Die Nähe der abgerechneten Fraktionssitzungen zu den 
Ratssitzungen war nicht immer gegeben oder es fanden zwei Sitzungen einer Fraktion vor einer 
Ratssitzung statt.  wurde aber nicht mehr als zwei zusätzliche Fraktionssitzungen pro Jahr abge-
rechnet. Am 27.05.2021 fand eine interfraktionelle Sitzung statt, die nach der Entschädigungssat-
zung nicht abrechnungsfähig sind. 
 
Künftig sind die Regelungen der Entschädigungssatzung unter Berücksichtigung der Abrech-
nungskriterien (z. B. Mitglieder eines Gremiums) zu beachten. Für die Nachvollziehbarkeit 
der Abrechnung des Sitzungsgeldes nach § 1 Abs. 2 der Entschädigungssatzung ist eine bessere 
Dokumentation geboten, z. B. Grund der Sitzung wie beispielsweise Vorbereitung der Ratssitzung, 
unterzeichnete Anwesenheitsliste etc. 
 
Im Rahmen der unter 4.4.1 angesprochenen Beschlussfassung einer neuen Aufwandsentschädi-
gungssatzung mit Wirkung zum 01.01.2022 werden die Hinweise umgesetzt und im Vorwege auf 
Grund der Prüfungsfeststellungen dem Rechnungsprüfungsamt vorgelegt. 
 
 
Zu 4.5 Schadensersatz 
Die Bushaltestelle in Nieperfitz ist von einem Bus beim Rückwärtsfahren zu Schaden gekommen. 
Das Busunternehmen hat den Schaden zur Kenntnis genommen. Eine Schadensregulierung ist 
bisher nicht erfolgt und sollte zeitnah beim Verursacher zwecks Kostenerstattung geltend gemacht 
werden. 
 
Die Kostenaufstellung wird dem Unternehmen zugestellt und die Erstattung eingefordert. 
 
 
5 Abschließende Prüfungsbescheinigung 

 

5.1 Vermögens-, Ertrags-, Finanzlage 

Das Rechnungsprüfungsamt hat festgestellt, dass die Ergebnisrechnung mit einem Überschuss in 
Höhe von rd. 54 T € (Vorjahr rd. 60 T €) abschließt. Die Gemeinde weist zum Stichtag des Jahres-
abschlusses einen positiven Zahlungsmittelsaldo aus laufender Verwaltungstätigkeit ("Cash Flow") 
von rd. 115 T € (Vorjahr rd. 157 T €) aus. Der aufgenommene Liquiditätskredit konnte im Vergleich 
zum Vorjahr von 200 T € auf 100 T € reduziert werden. 
 
Die Entwicklung der finanziellen Verhältnisse der Gemeinde Nahrendorf sind deshalb auf den Be-
richtszeitraum bezogen als positiv zu bezeichnen.  
 
 
5.2 Bestätigung 

Das Rechnungsprüfungsamt bestätigt, dass der Verlauf, die Chancen und die Risiken der Haus-
haltsentwicklung verwaltungsseitig dargestellt wurden. Besondere Risiken, die zu außergewöhnli-
chen Belastungen in den folgenden Haushaltsjahren führen könnten, sind dagegen nicht erkenn-
bar. Der Jahresabschluss entspricht den gesetzlichen Bestimmungen. 
 



In der abschließenden Prüfungsbescheinigung wird, soweit der Prüfungsbericht keine Ein-
schränkungen enthält, gemäß § 156 Abs. 1 NKomVG bestätigt, dass  
 

 der Haushaltsplan eingehalten wurde, 

 die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung eingehalten wurden, 

 bei den Erträgen und Aufwendungen sowie bei den Einzahlungen und Auszahlungen des 
kommunalen Geld- und Vermögensverkehrs nach den bestehenden Gesetzen und Vor-
schriften unter Beachtung der maßgebenden Verwaltungsgrundsätze und der gebotenen 
Wirtschaftlichkeit verfahren worden ist und  

 sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, 
Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen enthalten sind und der Jahresabschluss 
die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage darstellt. 

 
 
Der Rat der Gemeinde Nahrendorf muss nach § 129 NKomVG den Jahresabschluss, den Prü-
fungsbericht und die dazu gefertigte Stellungnahme des Bürgermeisters vorgelegt bekommen. 
 
Der Rat muss jeweils über die Jahresrechnung 2021 und über die Entlastung des Bürgermeisters 
beschließen. 
 
Die Beschlüsse sind der Kommunalaufsicht mitzuteilen und öffentlich bekannt zu machen. Nach 
der Bekanntmachung ist die Jahresrechnung an sieben Tagen öffentlich auszulegen. 
 
 
Nahrendorf, den 11.11.2022 
 
 
 
 
 ______________ 
 Meyer 
 Bürgermeister 


